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Die DSTG Berlin hat  die Senatsverwaltung für Finanzen aufgefordert, wegen der eingeschränkten IT-Verfügbarkeit

ab Dezember 2007 den Dienstleistungsdonnerstag am 27. Dezember 2007 ersatzlos ausfallen zu lassen. Darüber

hinaus erneuerte die DSTG den Vorschlag, die Bürger rechtzeitig durch eine Pressemitteilung über die IT-Ausfälle ab

6. Dezember 2007 und die damit verbundenen Einschränkungen im Kundenservice der Berliner Finanzämter bzw.

Ausfall des Dienstleistungsdonnerstags am 27. Dezember 2007 zu informieren. Auf Initiative der DSTG hatte seit

mehreren Monaten der Gesamtpersonalrat für die Berliner Finanzämter (GPR) die Forderung nach einer frühzeitigen

und bürgerverständlichen Presseerklärung  in mehreren Gesprächen mit der Senatsverwaltung für Finanzen erörtert.

Für die Umstellung (Verfahrens- und Datenmigration) auf das

EOSS-Verfahren zum 1. Januar 2008 plant die Senatsverwaltung für

Finanzen nach den Erfahrungen und Erkenntnissen in den Hamburger

Finanzämtern (Umstellungsstichtag 1. Juli) und Bremer Finanzämtern

(Umstellungsstichtag 1. Oktober) und entgegen ihren bisherigen

Ankündungen nun mindestens vier Wochen ein. Die stufenweise

Aufnahme des Regelbetriebs in den Finanzämtern unter der

EOSS-Oberfläche soll nun frühestens ab 10. Januar 2008  erfolgen.

In der Zeit der Verfahrens- und Datenmigration (vom 6. Dezember 2007

bis zum 10. Januar 2008) ist eine Unterstützung der Finanzämter

durch Bereitstellung automationsgestützter Verfahren nur einge-

schränkt möglich. Nach den derzeitigen  Planungen ist als letzter Tag

für Eingaben in GRINFO und VERBIS/EVA der 11. Dezember 2007

und im Erhebungsverfahren der 13. Dezember 2007 vorgesehen.

Während der gesamten Zeit des Umstiegs können lediglich Abfragen

auf den eingefrorenen Datenbestand im alten System vorgenommen

werden, die Textverarbeitung bleibt im bisherigen Verfahren

mit SUN StarOffice 5.2 bis zum 31. Dezember 2007 nutzbar.

Bis Mitte Dezember 2007 ist die Installation virtueller EOSS-PCs

(Misch-PC) als zusätzliche Anwendung auf den bisher vorhandenen

Arbeitsplätzen geplant. Von Mitte Dezember 2007 bis Mitte Januar

2008 kann wegen der Migration keine Installation von EOSS-PCs vor-

genommen werden. Erst ab Mitte Januar 2008 kann die Installation

und Inbetriebnahme der noch nicht mit einer EOSS Funktionalität

versehenen PCs als reine EOSS-PCs fortgesetzt werden. Danach er-

halten die Misch-PCs eine Neuinstallation als reine EOSS-PCs. Somit

will die Senatsverwaltung für Finanzen sicherstellen, dass in jedem

Arbeitsgebiet beide Verfahren (EOSS bzw. VERBIS/EVA) vorerst ge-

nutzt werden können.
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DSTG fordert Presseerklärung
und Ausfall des Dienstleistungsdonnerstags

am 27. Dezember 2007

Der flächendeckende IT-Ausfall wird die te-

lefonischen und persönlichen Nachfragen von

Bürgern in den Info-Zentralen erhöhen. Die

Kunden werden ihren Unmut und Ärger bei

den Kolleginnen und Kollegen vor Ort abla-

den und nicht bei der Senatsverwaltung für

Finanzen. Dabei ist der Kundenservice we-

gen der vierwöchigen eingeschränkten Be-

reitstellung automationsgestützter Verfahren

von den Kolleginnen und Kollegen in den

Berliner Finanzämtern nicht realisierbar.

Zudem ist der Dienstleistungsdonnerstag am

27. Dezember 2007 für Bürger und Beschäf-

tigte nicht effizient und führt zu weiterem

Unmut unter den Kolleginnen und Kollegen

in den Finanzämtern.

Für die DSTG ist daher die frühzeitige Infor-

mation der Steuerpflichtigen durch eine

kundenoriente und auch bürgerverständliche

SenFin-Presseerklärung dringend geboten.

Da bis November 2007 von der Senatsver-

waltung für Finanzen eine entsprechende

Presseerklärung nicht veröffentlicht worden

ist, hat der DSTG-Landesverband Berlin

seine Forderung nach einer Presserklä-

rung zur IT-Verfahrensumstellung und

den Ausfall des Dienstleistungsdonners-

tags am 27. Dezember 2007 in einem

S ch re i b en  a n  den  A b te i l u n g s l e i t e r

Sen-Fin III, Herrn Hennig, formuliert.

Zwischenzeitlich haben einzelne Finanzäm-

ter vorerst zur Selbsthilfe gegriffen und in

der Dienststelle entsprechende Veröffentli-

chungen für die Bürger angebracht (rechts

Beispiele aus dem Finanzamt für Körperschaf-

ten I und dem Finanzamt Tempelhof).

Achtung !!!

Die Finanzverwaltung stellt zum 01.01.2008 ihr
EDV-System um. Aufgrund dessen werden sich in
der Zeit vom 10.12.07 – 10.01.08 Einschränkungen
hinsichtlich des Leistungsumfangs und der
Bearbeitungszeiten Ihres Finanzamtes nicht
vermeiden lassen. Es empfiehlt sich daher,
Anmeldungen und Steuererklärungen –
insbesondere bei erwarteten  Erstattungen –
vorzeitig abzugeben.

Ihr Finanzamt

EOSS kommt !

Auf dem Weg zu bundeseinheitlichen Verfahren hat
sich Berlin dem EOSS-Verbund (EOSS = Evolutionär
Orientierte SteuerSoftware) angeschlossen und wird
dessen  steuer l iche Automat ionsver fahren  zum
01.10.2008 übernehmen.

Die vollständige Verfahrensumstellung benötigt etwas
Zeit, weswegen vom

11.12.2007 - 10.01.2008

das Dienstleistungsangebot des Finanzamts mangels
vollständiger Rechnerunterstützung erheblich einge-
schränkt sein wird.

Ich bitte hierzu um Ihr Verständnis!
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Der Mut des Finanzsenators

Am  1 . O ktober 2007  ha t d ie  Sena tsverw a ltung fü r F inanzen  e ine

ausfüh rl iche P resseerk lä run g über d ie  Durch füh rung von

P rü fungsm aßnahm en  be i den  Po lit ike rn , d ie  im  Petit ionsausschuss d ie

M obb ingvorw ürfe  im  FA  FuST bea rbe itet  ha tten , herausgegeben .

Nachdem  d iese Po lit iker der Sena tsverw a ltung fü r F inanzen  n ich t d ie

Befre iung vom  S teuergehe im n is erte i l t  ha tten , w a r es der r ich tige W eg,

dass der F inanzsena to r d ie  M ög lichke iten  des §  30  Abs. 4  N r. 5c AO

ausgeschöp ft ha t, um  unrich tige  Behaup tungen  d ieser Po lit iker

w iderlegen  zu  können .

Ich  begrüße, dass sich  der F inanzsen a to r m it d ieser P resseerk lä rung vo r

d ie  Ko llegen  der betro ffenen  F inanzäm ter geste llt ha t. D ies um so  m ehr

a ls er h ier zum  ersten  M a l M u t bew iesen  ha t, d ie  M ög lichke iten  der AO

zur R ich tigste llung a uszuschö p fen .

E in  M u t, der in  den  90er Jah ren  dem  dam a ligen  F inanzsena to r an lä ssl ich

der Betr ieb sp rü fung be i e ine r po lit ischen  Pa rte i feh lte .

Se lb stverständ lich  sind  d iese Po lit iker nun  da rüber em pört, w as a lles

über sie  zu  erfah ren  ist, m ussten  abe r bere its e ingestehen , dass rech tl ich

an  der Au fhebung des S teuergehe im n isses n ich ts zu  beanstanden  ist,

w e il d ies vom  Bundesm in ister der F inanzen  ausd rück lich  –  w ie in  der AO

gefo rdert –  genehm igt w orden  w ar . Das „hä tte, w enn  und  aber“ der

Po lit iker, d ie  zw ar d ie  fa lschen  Behaup tungen  in  der P resse und  im

Fernsehen  verb re itet  ha tten , d ie  „R ich tigste llung“ aber nu r im  Ä ltesten ra t

des Abgeordnetenhauses vo rnehm en  w o llten , hä lt m ein  M itle id  in

G ren zen .

W er d ie  Ö ffen tl ichke it w äh lt, m uss s ie  le tz tend lich  –  auch  a ls Po lit iker –

ertragen . H ier ha t sich  d ie  Bera tungsresistenz  des F inanzsena to rs

zugunsten  der Ko llegen  ausgew irk t. L e ider ste llt sich  der F inanzsena to r

h insich tl ich  der Persona laussta ttung der F inanzäm ter n ich t vo r d ie

Ko llegen . H ier beha rrt  er da rau f, dass d ie  F inanzäm ter höchstens m it

90%  der aktue llen  bundese inhe itl ichen  P ersona lbeda rfsbe rechnung

ausgesta ttet  w erden  dü rfen .

M it der r ich tigen , a lso  100p rozen tig en  Persona laussta ttung kann  sich  der

F inanzsena to r nun  e in  w eiteres M a l se lb st d ie  G e legenheit geben , sich

schü tzend  vo r d ie  Ko lleg innen  und  K o llegen  der F inanzäm ter zu  ste llen .

Aber h ierfü r feh lt ih m  im m er noch  der M u t!

K o m m e n t a r

GPR-Mitglied

Bärbel Sachau
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Finanzsenator Dr. Thilo Sarrazin,
der Petitionsausschuss und das Steuergeheimnis

Chronologie der Ereignisse

15.08.2007: Welt-online veröffentlicht die Vorwürfe der Abgeordneten, dass sie wegen der Überprüfung der Mobbingvorwürfe in Berliner

Finanzämtern mit plötzlichen Sonderprüfungen überzogen wurden.

16.08.2007: Die Berliner Abendschau sendet dazu einen Beitrag mit den betroffenen Abgeordneten, die diesen Vorwurf wiederholen.

17.08.2007: Mit Pressemitteilung 07-44 weist der Finanzsenator die Vorwürfe zurück und stellt den Abgeordneten anheim, die Befreiung

vom Steuergeheimnis zu erteilen, um die Vorwürfe aufzuklären.

21.08.2007: Tagesspiegel: Die Abgeordneten fühlen sich weiterhin willkürlich überprüft.

24.8.2007: Mit Pressemitteilung 07-45 weist der Finanzsenator die Vorwürfe erneut zurück und kündigt an, dass die Verwaltung, sobald

der Senatsverwaltung die schriftlichen Befreiungen vom Steuergeheimnis vorliegen, weitere Auskünfte geben wird.

01.10.2007: Mit Pressemitteilung 07-58 veröffentlicht der Finanzsenator die relevanten Daten der Abgeordneten, nachdem diese weder die

Vorwürfe zurückgenommen noch die Befreiung vom Steuergeheimnis erteilt hatten. Zuvor wurde diese Befreiung – wie in der

AO vorgesehen – vom Bundesfinanzminister erteilt.

Finanzsenator Dr. Thilo Sarrazin
fordert die elektronische Zeiterfassung

Nach einer Meldung von dpa vom 23. Oktober 2007 soll nach dem Willen von Finanzsenator Dr. Thilo Sarrazin (SPD)

demnächst die elektronische Zeiterfassung Einzug in der Berliner Finanzverwaltung halten. Ein Sprecher der

Finanzverwaltung bestätigte einen entsprechenden Bericht des Rundfunks RBB. Voraussetzung dafür sei nun das

geänderte Personalvertretungsgesetz Berlin, das der Senat inzwischen verabschiedet hat.

In der Senatsvorlage vom 12. Oktober 2007

wurde u. a. ein neuer Mitbestimmungs-

tatbestand

§ 85 Absatz 1 Satz 1 Nr. 13:

„Einführung und Anwendung

a) technischer Einrichtungen, die

dazu bestimmt sind, Beginn, Ende

und Dauer der Arbeitszeit zu er-

fassen“

eingefügt.

Begrüdung; „Um einerseits dem Demo-

kratieprinzip nach Artikel 20 Absatz 1

des Grundgesetzes, andererseits der Ge-

währleistung des Mitbestimmungsrechts

in Art. 25 der Verfassung von Berl in

Rechnung zu tragen, ist es geboten, die

E n t sch e i dun gsko mpe ten z de r  E i n i -

gungsstel le abhängig zu machen von

der Bedeutung der Maßnahme sowohl

für die Arbeitssituation der Beschäftig-

ten und deren Dienstverhältnis als auch

für die Erfüllung des Amtsauftrages. Zur

Konkretisierung der daraus resultieren-

den begrenzten Entscheidungsbefugnis

der Einigungsstelle werden die Mitbe-

st immungsta tbestände, in  denen die

oberste Dienstbehörde, für den mittel-

baren Landesdienst die Aufsichtsbehör-

de ,  d i e  E n t s ch e i du n g  d es  S en a t s

von Berlin beantragen kann, erweitert.

Diese Möglichkeit wird künftig auch eröffnet

für die Mitbestimmungstatbestände der Ein-

führung und Anwendung technischer Einrich-

tungen, die dazu bestimmt sind, Beginn,

Ende und Dauer der Arbeitszeit zu erfassen

(§ 85 Abs. 1 Satz 1 Nr. 13 Buchst. a)“.

Dadurch kann nun die Senatsverwaltung

für Finanzen letztlich die Einführung der

elektronischen Zeiterfassung durchdrücken.

Bisher scheiterte die „Stechuhr“ wegen der

Zustimmungsverweigerung des Hauptper-

sonalrates  (HPR) nach Abstimmung mit

dem Gesamtpersonalrat für die Berliner Fi-

nanzämter (GPR) und der Entscheidung der

Einigungsstelle.

Während Innensenator Körting (SPD) der

Stechuhr skeptisch gegenüber stehe, er-

klärte der Sprecher des Finanzsenators,

dass man von dem neuen Recht Gebrauch

machen wolle! Nach der Änderung des Ber-

liner Personalvertretungsgesetzes kann so

der Finanzsenator - auch nach Zustim-

mungsverweigerung des HPR - letzlich die

Entscheidung der Einigungsstelle ersetzen.
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Das Bundesverfassungsgericht hat mit  Beschluss vom  20. März  2007 d ie W artefrist  von dre i Jahren für

V erso rg u n gsb ez ü g e  a u s d em  B e fö rde run g sam t  fü r  v e r fa ssun g swi d ri g  e rk l ä r t .  A u f e i ne  Vo r l ag e  de s

Verwaltungsgerichts Gre ifswa ld entsch ied  der Zwe ite  Senat ,  dass der vom  Gesetzgeber gemäß Art. 33

Abs. 5 Grundgesetz  (GG) zu beachtende Grundsatz der Versorgung aus dem letzten Amt eine Verlängerung

der W arte frist  auf m ehr a ls  zwe i  Jahre n icht zu lässt.  Der Besch luss erk lärt d ie  in  § 5  Absatz  3  Satz  1

BeamtVG von zwei auf drei Jahre verlängerte Wartezeit für die Besoldung aus dem letzten Amt für nichtig.

Versorgungsbezüge aus dem Beförderungsamt:
Wartefrist von drei Jahren verfassungswidrig

§ 5 Abs. 1 Beamtenversorgungsgesetz bestimmt, dass grundsätzlich die Dienstbezüge, die dem

Beamten zuletzt zugestanden haben, ruhegehaltfähig sind. Diese Anknüpfung an das letzte Amt wird

durch § 5 Abs. 3 Satz 1 BeamtVG eingeschränkt. Danach berechnen sich die Versorgungsbezüge des

Beamten, der aus einem Beförderungsamt in den Ruhestand tritt und der die Bezüge aus diesem Amt

nicht mindestens drei Jahre erhalten hat, nur nach Maßgabe der Bezüge des vorher bekleideten

Amtes. Ursprünglich hatte die Wartezeit ein Jahr betragen, 1975 war die Mindestfrist auf zwei Jahre

erweitert worden. Diese Erweiterung auf zwei Jahre hatte das Bundesverfassungsgericht in seiner

Entscheidung vom 7. Juli 1982 als noch verfassungsgemäß erachtet. Durch das Versorgungsreform-

gesetz 1998 ist die Wartezeit schließlich im Hinblick auf die Finanzlage der öffentlichen Haushalte

und deren ansteigende Belastung durch Versorgungskosten auf drei Jahre verlängert worden.

Der Zweite Senat des Bundesverfassungs-

gerichts führt im Beschluss (Az: 2 BvL 11/

04) aus, dass im Hinblick auf die hergebrach-

ten Grundsätze des Berufsbeamtentums das

Ruhegehalt unter Wahrung des Leistungs-

prinzips und Anerkennung aller Beförderun-

gen aus dem letzten Amt zu berechnen ist.

Die in einer Beförderung liegende Anerken-

nung sei nicht nur auf den Beamten im Dienst

bezogen, sondern müsse sich auch auf sein

Ruhegehalt auswirken. Dieser Grundsatz der

Versorgung aus dem letzten Amt gelte je-

doch nicht uneingeschränkt; Voraussetzung

sei ein Mindestmaß an nachhaltiger, dem

Amt en tsprechende r D ienst le is tung.

Die Ausdehnung der Wartefrist auf drei Jahre

sieht das Bundesverfassungsgericht als mit Art.

33 Abs. 5 GG unvereinbar an. Die Regelung

modifiziere den Grundsatz der amtsgemäßen

Versorgung nicht mehr, sondern verändere ihn

grundlegend. Das Anliegen, Gefälligkeits-

beförderungen zu verhindern und dem Umstand

Rechnung zu tragen, dass eine allzu kurze

Dienstzeit dem in Reichweite des Ruhestands-

beförderten nicht mehr die Möglichkeit biete,

eine hinreichende Leistung im Beförderungs-

amt zu erbringen, ließe eine Erstreckung der

Frist auf zwei Jahre gerade noch zu. Eine wei-

tere Ausdehnung könne im Hinblick darauf, dass

dem Beamten aufgrund hergebrachter

Strukturprinzipien die Versorgung aus dem

letzten Amt verfassungsrechtlich gewährleis-

tet sei, nicht mehr gerechtfertigt werden.

Der Entscheidung liegen im Wesentlichen

folgende Erwägungen zu Grunde:

1. Zu den vom Gesetzgeber zu beachtenden

hergebrachten Grundsätzen des

Berufsbeamtentums zählt, dass das Ruhege-

halt unter Wahrung des Leistungsprinzips und

Anerkennung aller Beförderungen aus dem letz-

ten Amt zu berechnen ist. Die in einer Beförde-

rung liegende Anerkennung ist nicht auf die

Zeit beschränkt, während der sich der Beamte

im Dienst befindet, sondern muss sich auch

auf sein Ruhegehalt auswirken. Seit jeher wur-

den daher die Versorgungsbezüge des Beam-

ten auf der Grundlage der Dienstbezüge seines

letzten Amtes festgesetzt. Dieser Grundsatz gilt

jedoch nicht uneingeschränkt. Voraussetzung

der Versorgung nach Maßgabe des letzten

Amtes ist ein Mindestmaß an nachhaltiger, die-

sem Amt entsprechender Dienstleistung.

2. Eine Ausdehnung der Wartefrist auf drei Jah-

re ist mit Art. 33 Abs. 5 GG unvereinbar. Sie

modifiziert den Grundsatz der amtsgemäßen

Versorgung nicht mehr, sondern verändert ihn

grundlegend. Das Anliegen, Gefälligkeits-

beförderungen zu verhindern und dem Umstand

Rechnung zu tragen, dass eine allzu kurze

Dienstzeit dem in Reichweite des Ruhestands

Beförderten nicht mehr die Möglichkeit bietet,

eine hinreichende Leistung im Beförderungs-

amt zu erbringen, ließ eine Erstreckung der Frist

auf zwei Jahre gerade noch zu. Eine weitere

Ausdehnung kann im Hinblick darauf, dass dem

Beamten aufgrund hergebrachter Struktur-

prinzipien die Versorgung aus dem letzten Amt

verfassungsrechtlich gewährleistet ist, nicht

mehr gerechtfertigt werden.

Die Erstreckung der Wartefrist auf drei Jahre

kann nicht auf die Absicht der Gewährleistung

einer effektiven Wahrnehmung des

Beförderungsamtes gestützt werden. Aus ei-

ner Vielzahl bundes- und landesrechtlicher Be-

stimmungen ergibt sich, dass im Beamtenrecht

grundsätzlich bereits nach einer erheblich kür-

zeren Zeit als drei Jahren von einer Bewäh-

rung des Beamten in einem höherwertigen Amt

ausgegangen werden kann. Diesen Vorschrif-

ten liegt erkennbar die Einschätzung zugrunde,

dass auch eine Tätigkeit von weniger als drei

Jahren vor dem Erreichen der gesetzlichen Al-

tersgrenze dem Beamten noch ausreichend

Möglichkeit gibt, das höhere Amt und die da-

mit verbundenen Aufgaben effektiv und zum

Nutzen seines Dienstherrn wahrzunehmen.

Die im Gesetzgebungsverfahren sowie in der

Stellungnahme der Bundesregierung angeführ-

ten Gesichtspunkte der allgemeinen Haushalts-

lage, der Symmetrie von Dienst- und Versor-

gungszeiten sowie der Änderungen im System

der gesetzlichen Rentenversicherung sind nicht

geeignet, die Verlängerung der Wartefrist auf

drei Jahre zu rechtfertigen. Könnte die finanzi-

elle Situation der öffentlichen Hand für sich

bereits eine Kürzung der Alimentierung recht-

fertigen, so wäre diese dem uneingeschränk-

ten Zugriff des Gesetzgebers eröffnet.

Die vom Dienstherrn geschuldete Alimentierung

ist keine dem Umfang nach beliebig variable

Größe, die sich einfach nach den wirtschaft-

lichen Möglichkeiten der öffentlichen Hand,

nach politischen Dringlichkeitsbewertungen

oder nach dem Umfang der Bemühungen

um die Verwirklichung des allgemeinen

Sozialstaatsprinzips bemessen lässt. Auch der

Anstieg der durchschnittlichen Lebenserwar-

tung rechtfertigt keine Verlängerung der

Wartefrist. Denn nach der Systematik des

Beamtenversorgungsrechts ist nicht die Dau-

er der Versorgungszeit, sondern diejenige

der Tätigkeit im aktiven Dienst für die

Höhe der Versorgungsbezüge maßgeblich.

Die dreijährige Wartefrist kann schließlich

nicht auf die Absicht des Versorgungsgesetzes

1998 gestützt werden, rentenrechtliche Än-

derungen auf die Beamtenversorgung zu

übertragen. Die Verlängerung der Wartefrist

ist vorliegend schon deshalb nicht durch et-

waige sozialversicherungsrechtliche Änderun-

gen gerechtfertigt, weil die Karenzzeit im

Rentenrecht keine Entsprechung findet. Dort

wird das Einkommen auch in den letzten

beiden Jahren vor dem Erreichen der Alters-

grenze uneingeschränkt berücksichtigt.



66 STEUER- UND GROLLBLATT BERLIN 10/2007

- fachkundig,  kompetent,  anerkannt

Das Bundesverfassungsgericht hat am 20.03.2007 die Rechte der pensionierten Beamten gestärkt, denn nach dessen

Beschluss bestimmen sich die Versorgungsbezüge grundsätzlich nach dem zuletzt verliehenen Amt, wenn Beamte

aus diesem Amt mindestens zwei Jahre Dienstbezüge erhalten haben. Nun hat das Bundesministerium des Innern

d ie  Korrekturen des Beam tenversorgungsgesetzes in  den Entwurf des D ienstrechtsneuordnungsgesetzes

aufgenommen, den es gegenwärtig abstimmt. Danach ist für neue Versorgungsempfänger vom Zeitpunkt der

V erk ü nd u ng  de r  En tsch e i d u ng  de s  Bu n de sve r fassun g sg e r ich ts  an  d ie  Zw e i ja h re s fr i s t  a nz u we n d en .

Versorgungsbezüge aus dem Beforderungsamt:
Zweijahresfrist ist wieder anzuwenden

Für die verhältnismäßig wenigen so genann-

ten Bestandsfälle, die von der beabsichtig-

ten Neuregelung nicht erfasst sind, hat das

Bundesministerium des Innern eine Prüfung

eingeleitet. Es handelt sich um solche Ver-

sorgungsempfänger, die seit 1998 bei Ein-

tritt in den Ruhestand zwar eine zweijährige

Wartefrist erfüllt hatten, aber noch keine drei

Jahre. Auch in diesen Bestandsfällen soll im

Interesse der Fürsorge und des Vertrauens-

schutzes eine Neufestsetzung der Versorgung

auf Antrag möglich sein. Die Pensionsrege-

lungsbehörden des Bundes werden angewie-

sen, Versorgungsbescheide, die vor der

Entscheidung des Bundesverfassungsgerich-

tes bestandskräftig geworden sind, auf An-

trag der Betroffenen rückwirkend zum Zeit-

punkt der Bekanntgabe der Entscheidung neu

zu bescheiden. Die Versorgungsempfänger

werden auf die Möglichkeit einer Überprü-

fung ihrer Bezügebescheide und das Antrags-

erfordernis hingewiesen. Die Antragslösung

stellt sicher, dass der Verwaltungs- und Voll-

zugsaufwand möglichst gering gehalten wird.
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Unfallversichert bei der Weihnachtsfeier

W äh rend  der  be t r ieb l ich en W e ihn achtsfe i e r s tehen  Arb e itn ehm e r un ter dem  Schu tz  d er g esetz l ichen

Unfallversicherung. Darauf weist die gesetzliche Unfallversicherung VBG in Hamburg hin. Voraussetzung für den

Versicherungsschutz ist, dass die Unternehmensleitung oder deren Beauftragter die Feier veranstaltet und fördert

sowie an der Feier selbst teilnimmt. Zeit und Ort der Feier spielen für den Versicherungsschutz keine Rolle, die

Teilnahme an der Feier muss allerdings allen Angehörigen des Unternehmens offen stehen. Für nicht im Unternehmen

beschäftigte Gäste oder Familienangehörige besteht hingegen kein Versicherungsschutz.

Versichert sind auch die Wege von und

zur Weihnachtsfeier nach denselben Vor-

aussetzungen, die auch für die Wege von

und zur Arbeit gelten. Während der Feier

besteht Versicherungsschutz für alle Tä-

tigkeiten, die dem Gemeinschaftszweck

der Veranstaltung entsprechen, wie zum

Beispiel Essen, sportliche Betätigungen,

Spiele und Tanzen. Ebenso sind auch die

direkt mit der Veranstaltung zusammen-

hängenden vorbereitenden Tätigkeiten

versichert. Wenn  die Un ternehmens-

leitung oder ihr Beauftragter die Veran-

staltung für beendet erklärt, endet auch

der Versicherungsschutz.

Für eine zügige Kindergelderhöhung hat der stellvertretende dbb Bundesvorsitzende Dieter Ondracek plädiert. Er

trat damit bekannt gewordenen Plänen der großen Koalition entgegen, das Kindergeld erst im Jahr 2010 zu erhöhen.

„Eine rasche Anhebung des Kindergeldes um monatlich zehn Euro pro Kind würde den Staat zwei Milliarden Euro

kosten. Das ist angesichts sprudelnder Steuereinnahmen für die öffentlichen Haushalte verkraftbar“, sagte Ondracek

am 19. November 2007. „Es würde zudem eine Kehrtwende bei der Sparpolitik zu Lasten von Familien mit Kindern

bedeuten, die mit der Nichtanhebung des Kinderfreibetrages betrieben wird.“

dbb fordert zügige Kindergelderhöhung

Ursprünglich war geplant, bereits Anfang

2009 das Kindergeld, das seit 2002 nicht

erhöht wurde, heraufzusetzen. Grund für

d i e Ve rsch i ebung  s o l l  l au t  M ed ien -

berichten eine spätere Veröffentlichung

des Berichts zur Höhe des steuerfreien

Existenzminimums sein. Mit steigendem

steuerlichen Freibetrag soll auch das Kin-

dergeld aufgestockt werden. Da dieser

Bericht voraussichtlich erst im Herbst

200 8  ersche inen  so l l ,  i s t  m i t  e i ner

Kindergelderhöhung vor 2010 nicht zu

rechnen. Der stv. dbb Bundesvorsitzende

machte deutlich, dass der steuerliche Frei-

betrag neben dem Kindergeld lediglich

eine Sonderform der staatlichen Kinder-

fö rderung sei .  „E s b le ibt  der Po l i t ik

unbenommen, davon unabhängig das Kin-

dergeld zu erhöhen und so ein deutliches

Zeichen gegen fortschreitende Kinderarmut

zu setzen“, sagte Ondracek. „Ein Zögern

der Politik käme der Geringschätzung der

Sorgen gerade von Alleinerziehenden und

Geringverdienern gleich, die von steuerli-

chen Freibeträgen ohnehin nicht profitie-

ren und aufgrund spürbar steigender Le-

benshaltungskosten dringend auf einen

Kindergeldzuschlag angewiesen sind. Im

Übrigen erschüttert eine Verzögerung der

Kindergelderhöhung die Glaubwürdigkeit

der Politiker, die sich mit Verbesserungs-

vorschlägen zur Situation von Familien mit

Kindern  a l len thalben  übersch lagen.“

Das Verwaltungsgericht Berlin hat in den letzten Monaten mehreren Beamten mit drei Kindern höheres Gehalt

zugesprochen.

Verwaltungsgericht Berlin:
Mehr Gehalt für kinderreiche Beamte

Mit Urteil vom 24. November 1998 (2 BvL

26/91 u.a.) hatte das Bundesverfassungs-

gericht Bund und Länder verpflichtet, ab dem

1. Januar 2000 sicherzustellen, dass Beam-

te für ihr drittes und jedes weitere Kind zu-

sätzliche Besoldung in Höhe von 115 % des

durchschnittlichen sozialhilferechtlichen

Gesamtbedarfes eines Kindes erhalten. Mit

Urteil vom 17. Juni 2004 (BVerwG 2 C 34.02)

hat das Bundesverwaltungsgericht festge-

stellt, dass der Bund und die Länder dieser

Verpflichtung nicht nachgekommen sind.

Die Kläger beantragten unter Hinweis auf

die genannten obergerichtlichen Entschei-

dungen bei ihren jeweiligen Dienstherren

höhere Besoldung für ihr drittes Kind. Die

Anträge wurden jeweils mit der Begrün-

dung abgelehnt, das Bundesministerium

des Innern und der Arbeitskreis der Länder

für Besoldungsfragen seien am 2. Novem-

ber 2004 übereingekommen, dass die Be-

soldung den bundesverfassungsgerichtli-

chen Vorgaben entspreche. Auch hätten die

Kläger nicht jedes Jahr einen neuen An-

trag au f  höhere Beso ldung geste l l t .

Die 28. Kammer des VG Berlin hat den Kla-

gen stattgegeben. Zur Begründung wurde

ausgeführt, eines jährlichen Antrags auf hö-

here Besoldung bedürfe es nach dem klaren

Wortlaut der Entscheidung des BVerfG nicht.

Entgegen der Ansicht der Beklagten seien

die Vorgaben des Bundesverfassungsge-

richts auch noch immer nicht vollständig

umgesetzt. Den Klägern wurden daher –

abhängig von der Besoldungsgruppe -

Nachzahlungsansprüche von ungefähr 200

bis 400 Euro netto pro Jahr zugesprochen.

Beschlüsse des VG Berlin, 28. Kammer vom

24. Oktober 2006 – VG 28 A 312.05 -, vom

19. Dezember 2006 – VG 28 A 156.05 -, vom

24. Januar 2007 – VG 28 A 124.05 -, vom

6. März 2007 – VG 28 A 72.06 -, vom

18. Mai 2007 – VG 28 A 1.05 -, vom

1. Juni 2007 – VG 28 A 127.05 -, vom

1. Juni 2007 – VG 28 A 135.05 -, vom

4. Juni 2007 – VG 28 A 125.05.
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Zeigen Sie sich solidarisch - treten Sie in die Fachgewerkschaft ein!

Ausfüllen und bitte an die DSTG-Berlin senden:

Deutsche Steuer-Gew erkschaft

Landesverband Berlin

Motzstraße 32

FAX: 030 21473041

10777 Berlin

Ja, ich werde Mitglied und erkläre meinen Eintritt in die Deutsche Steuer-Gewerkschaft - LV Berlin - mit Wirkung vom  .................... 2008.

Name: .......................................................................... Vorname: ................................... Geburtsdatum: ......................

Anschrift: .........................................................................................................................................................................................................

Telefon  privat: .......................................................................... E-Mail  privat: .........................................................................................

Dienststelle: .......................................................................... Telefon dienstl.: .........................................................................................

Besoldungsgruppe: A  ..........   Vergütungsgruppe: BAT/-O  ................ teilzeitbeschäftigt: ............... % seit:     .......................................

Steueranwärter/in seit:   .............................. Finanzanwärter/in seit: ..............................

Hiermit ermächtige ich - jederzeit widerruflich - die Deutsche Steuer-Gewerkschaft - Landesverband  Berlin - die satzungsgemäßen Beiträge vierteljährlich

zum 15.02., 15.05. 15.08. und 15.11 jedes Jahres zu Lasten meines Kontos bei(m) ..........................................................................................

Bankleitzahl: .......................................................................     Kontonummer: ........................................................................................................

einzuziehen. Wenn mein Konto die erforderliche Deckung nicht aufweist, besteht keine Verpflichtung zur Einlösung. Dadurch versursachte

Mehrkosten gehen zu meinen Lasten.Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit der obigen Angaben.

................................... , den ............................ ........................................................

(Unterschrift)

DSTG-Mitgliederleistungen . . .
Bei spiel

Service: Rechtsschutz

„Rechtsberatung und Gewährung von Rechtsschutz“

DSTG-Mitglieder, die im Kon f l iktfal l  gegen  Verwaltungsakte vorgehen, erha lten Rechtsbera tung und Gewährung von

Rechtsschu tz über Fachanwä lte des D ienst le istungszentrums nach  der Rechtsschu tzo rdnung des dbb, zum Beispie l

Berufsrechtsschutz, Arbeitsgerichts- und Disziplinarrechtsschutz. Das DSTG-Leistungsangebot umfasst Rechtsberatung und

Verfahrensrechtsschutz u. a. bei dienstlichen Beurteilungen, Personalauswahlentscheidungen, Disziplinarverfahren, Kündigung,

E n t l a s sun g  a u s dem  Bea mtenve rh ä l t n i s ,  Ve rs e tzu ng  in  d en  R uh esta nd ,  D i en s tu n fa l l ,  Re ch t s st r e i t ig ke i t en  be i

Be i lh i l feange l egenhei ten . D ie  Rech tsanwä l te des dbb-D ienst l e is tungszen trums vertreten  n ich t nu r  d ie  e in ze lnen

DSTG-Gewerkschaftsmitglieder bei individuellen Rechtsstreitigkeiten. Sie beraten und unterstützen auch Personalvertretungen

und DSTG-Mandatsträger in Beschlussverfahren oder in außergerichtlichen Auseinandersetzungen mit der Dienststellenleitung.

DSTG-Mitglieder wenden sich bitte für Terminvereinbarungen zur Rechtsschutzberatung an die DSTG-Landesgeschäftsstelle.

- die Fachgewerkschaft der Finanzverwaltung


